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Ist die ausnahmslose obligatorische Rücknahme der 
Ernennung wegen arglistiger Täuschung verfassungs-
widrig?

Prof. Dr. Klaus Krebs und Prof. Dr. Andreas Nitschke

Ernennungen von Beamten, die durch arglistige Täuschung her-
beigeführt wurden, sind zwingend zurückzunehmen (§ 14 Abs. 1 
Nr. 1 BBG, § 12 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG). Jene strikten und aus-
nahmslosen Gesetzesvorgaben gehören bereits seit Anfang der 
1950er-Jahre zum Standardrepertoire des Beamtenrechts in 
Bund und Ländern. So selbstverständlich daher Verwaltung 
und Rechtsprechung mit diesem Rechtsinstitut seit Jahrzehnten 
operieren, so zweifelhaft erscheint dessen Starrheit unter Ver-
fassungsgesichtspunkten. Ob diese Vorschriften, die im Gegen-
satz zur Ernennungsrücknahme bei arglistiger Täuschung im 
Soldatenrecht (§ 46 Abs. 2 S. 2 SG) keine Härtefallklausel ent-
halten, gleichwohl verfassungsgemäß sind, untersucht vorlie-
gender Beitrag.

I. Einleitung

Schon im ersten Bundesbeamtengesetz der Nachkriegszeit hieß 
es in § 12 Abs. 1 Nr. 1: „Eine Ernennung ist zurückzunehmen, 
wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung 
herbeigeführt wurde“. 1 Während den Rücknahmegründen des 
Zwangs und der Bestechung kaum praktische Bedeutung zu-
kommt, beschäftigen Ernennungsrücknahmen aufgrund arglis-
tiger Täuschungen seit Jahrzehnten Exekutive und Judikative. 2 
Daher fokussiert sich der vorliegende Beitrag auf diesen Rück-
nahmegrund. 3 Unter den zahlreichen Fällen aus der Recht
sprechung erlangte eine Entscheidung des VG München aus 
dem Jahr 2012 Bekanntheit. 4 Die Ernennung eines im Jahr 
1978 von der bayerischen Polizei eingestellten Beamten wurde 
„nach über 32-jähriger erfolgreicher Tätigkeit als Polizeibeam-
ter“ 5 im Sommer 2011 zurückgenommen, weil aufgrund eines 
anonymen Hinweises zum Vorschein kam, dass sich der Poli-
zeibeamte durch gefälschte Schulzeugnisse seinen Weg in das 
Beamtentum erschlichen hatte (daher nachfolgend kurz als 
„Zeugnisfälscher-Fall“ bezeichnet). Der Polizeibeamte klagte 
gegen die auf seine erste Ernennung 1978 zurückreichende und 
damit alle weiteren Ernennungen beseitigende Rücknahme. 
Das VG München gab der Klage des Beamten statt, weil die 
Rücknahme der Ernennung unverhältnismäßig sei.

Die Annahme der Unverhältnismäßigkeit irritiert jedenfalls auf 
den ersten Blick, da eine durch arglistige Täuschung herbei
geführte Ernennung ausweislich des Wortlauts von § 12 Abs. 1 
Nr. 1 BeamtStG (genau wie nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 BBG) zu-
rückzunehmen ist. Diese gebundene Entscheidung lässt zumin-
dest nach dem Gesetzeswortlaut keinen Raum für Ermessens-  
oder Verhältnismäßigkeitserwägungen erahnen. Zu Verhältnis-
mäßigkeitserwägungen kann nur gelangen, wer – wie offenbar 
das VG München – aus verfassungsrechtlichen Gründen eine 
Verhältnismäßigkeitsprüfung für alle staatlichen Entscheidun-
gen postuliert, 6 die jeder Ermächtigungsgrundlage unabhängig 
vom ihrem Wortlaut inhärent seien. 

Baßlsperger konstatierte, dass die Entscheidung des VG Mün-
chen „nach Meinung aller Experten rechtlich falsch war“. 7 Der 

Fall hätte sicher anders entschieden werden können: Zum einen 
hätte die Klage abgewiesen werden können unter der nahe
liegenden Bezugnahme auf den eindeutigen Gesetzeswortlaut, 
wonach die Rücknahme der Ernennung nicht unter einem Ver-
hältnismäßigkeitsvorbehalt steht. Zum anderen hätte die Klage 
auch deshalb abgewiesen werden können, weil die Rücknahme 
der Ernennung im Zeugnisfälscher-Fall gar nicht unverhältnis-
mäßig war. Für Letzteres könnte sprechen, dass der Polizei
beamte ohne die arglistige Täuschung nie Beamter geworden 
wäre sowie der Schutz der Integrität des Berufsbeamtentums 
die Ernennungsrücknahme geradezu fordert, 8 zumal die massi-
ven Fälschungen mehrerer Schulzeugnisse („Totalfälschungen“) 
ein durchaus erhebliches Maß an krimineller Energie offenbar-
ten. 9

Wenn das VG München dies – jedenfalls noch gut vertretbar – 
anders sah, indem es von der Unverhältnismäßigkeit im kon-
kreten Fall ausging, so hätte sich dem Gericht aufdrängen 
müssen, eine Entscheidung über die Verhältnis- und damit die 
Verfassungsmäßigkeit des § 12 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG mittels 
Vorlagebeschluss nach Art. 100 Abs. 1 GG durch das BVerfG 
einzuholen.
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